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Kirch e und'Staat infunserer  Zeit
fcl*i *̂̂

Publikation der  Berner  Regierung aus einem interessanten Briefwechsel
spk. Der Richtungsstreit innerhalb der prote-

stantischen Kirche hat im Verlaufe der letzten
Jahre zu einer Auseinandersetzung zwischen
Kirche und Staat im Kanton Bern, resp. zwi-
schen einzelnen Exponenten der theologischen
Schule Karl B a r t hs und dem bernischen
Kirchendirektor, Regierungsrat F e l d m a n n,
geführt, der im ganzen Schweizerlande und
wohl darüber hinaus größte Beachtung zuteil
wurde. Vor das Forum der Öffentlichkeit ge-
langte der Konflikt erstmals, als im Verwal-
tungsbericht der bernischen Kirchendirektion
für 1949 das mangelnde Interesse gewisser
kirchlicher Kreise an unserer demokratischen
Staatsform festgestellt wurde. Der betreffende
Passus löste verschiedene parlamentarische An-
fragen aus, auf die Regierungsrat Feldmann im
September 1950 näher eintrat. Seine Erklärun-
gen riefen Prof. Karl Barth auf den Plan, der
vom Kirchendirektor eine Aussprache ver-
langte. Der Kirchendirektor ging darauf ein,
wünschte jedoch vorher die schriftliche Fixie-
rung der Fragen, die besprochen werden soll-
ten, woraus sich dann ein B r i e f w e c h s el
zwischen den beiden Persönlichkeiten ergab,
der nun von der bernischen Staatskanzlei mit
anderen Schreiben ungekürzt in einer 75seiti-
gen Broschüre veröffentlicht worden ist.

Diese Dokumentensammlung und namentlich
ein darin enthaltener Brief von Regierungsrat
Feldmann, der auf 39 Seiten eine gründliche
und umfassende Abrechnung mit der zweideu-
tigen Haltung der positivistischen Richtung
Karl Barths darstellt, verdient weiteste Ver-
breitung, befaßt sie sich doch mit Dingen, die
jeden Christen gleicherweise wie jeden um das
Wohl seines Landes besorgten schweizerischen
Staatsbürger zutiefst angehen. Wir müssen
leider darauf verzichten, hier auf die Auseinan-
dersetzungen über die Intoleranz der «Barthia-
ner», über ihre Stellungnahme zur schweizeri-

h a f t e, auf jeden Fall nur sekundäre Erschei-
nungen." Sind Sie sich der Tatsache bewußt,
daß eine wirklich freiheitlich organisierte und
nach freiheitlichen Grundsätzen geführte "De-
mokratie ohne die Existenz verschiedener poli-
tischer Parteien überhaupt nicht bestehen
kann? Was soll nach Ihrer Meinung an die
Stelle der Parteien treten: Einparteienstaat?
— dann wären wir wieder bei Ihrer Auffassung
angelangt, daß auch die Diktatur einen ,;rech-
ten" Staat darstellen könne — oder ein K e i n-
parteienstaat? — wie denken Sie sich in die-
sem Falle die Lösung der Aufgabe, welche
heute die politischen Parteien in der politischen
Aufklärung der Bürgerschaft, in der Stellung-
nahme zu Wahlen und Abstimmungen erfüllen?
Die politischen Parteien sind an und für sich
als Institutionen weder fragwürdige noch
kranke Erscheinungen des politischen Lebens,
sondern sie sind die notwendigen Instrumente
der Meinungsbildung, Meinungsäußerung und
Willensbildung in jeder Demokratie, die ihren

heit und hoffnungslose Verlorenheit bescheini-
gen lassen, baut und führt man keine Demo-
kratie; die freiheitliche Staatsform ist darauf
angewiesen, an gute Kräfte im Menschen zu
appellieren: mit der prinzipiellen Geringschät-
zung des Menschen, mit der Negierung seines
guten Willens schafft man „Menschenmaterial" l
für die Diktatur und keine Träger einer Demo-
kratie.

Was verspricht man sich eigentlich für diel
praktischen Wirkungsmöglichkeiten der Kirchel
von Zweideutigkeiten in der Einstellung zurl
demokratische Staatsform? Müßte es gerade
vom kirchlichen Standpunkt aus nicht ungleich
naher liegen, die demokratische Staatsform als
Institution bewußt und positiv zu bejahen ir
der Erkenntnis der Tatsache, daß nun einmal]
keine andere Staatsform der Kirche die gleiche
Möglichkeiten gewährt, auch gegenüber de
StaaJ; und seinen Behörden überhaupt zu
Wort zu kommen und gehört zu werden? Sie
Selbst verweisen ja auf Seite 36 Ihrer Schrif'
auf die „Affinitä t zwischen der Christenge-
meinde und der Bürgergemeinde der f r e i er
Völker". Es besteht ja doch wohl nicht nur ein

Namen wirklich verdient. Es gibt auch in dieser
Beziehung nun eben kein „vielleicht, vielleicht
auch nicht" oder „sowohl — als auch", sondern
es gibt nur ein klares Entweder-Oder: Wer Ja
sagt zur freiheitlichen, demokratischen Staats-
form, muß auch ja sagen zum Bestehen ver-
schiedener politischer Parteien und kann sie
jedenfalls nicht als fragwürdige oder gar
krankhafte Erscheinungen unseres politischen
Lebens betrachten; wer die Existenzberechti-
gung der politischen Parteien verneint, sagt
damit auch nein zur Staatsform ,d.er Demo-
kratie. Daß heute mit führenden Vertretern der
Kirche über derart elementare staatspolitische
Grunderkenntnisse überhaupt Auseinanderset-
zungen stattfinden müssen, ist jedenfalls ein
weiteres untrügliches Anzeichen für die kaum
mehr zu verantwortende „Distanz", mit welcher
Ihnen nahestehende kirchliche Kreise funda-

ner», über ihre Stellungnahme ̂ . scnwe Existenzbedingungen unseres Volks-
schen Wehrbereitschatt und zu sozialen Fiagen rtQrta„,-;utt„ c^>,0r,.
einzugehen und zitieren einstweilen lediglich
den Abschnitt aus dem erwähnten langen Brief
Feldmanns zur Stellung der Kirche gegenüber
dem demokratischen Staat. Feldmann beruft
sich hier auf Karl Barths Schrift «Christen-
gemeinde und Bürgergemeinde» und schreibt
u. a. (Auszeichnungen von Regierungsrat Feld-
mann):

«Auf Seite 15 Ihrer Schrift lehnen Sie es ab,
das „demokratische" Konzept als d as christ-
liche gegen alle anderen auszuspielen; an an-
deren Stellen (Seite 28) betonen Sie dann doch
wieder: „Der mündige Christ kann nur ein
mündiger Bürger sein wollen, und er kann
auch seinen Mitbürgern nur zumuten, als mün-
dige Menschen zu existieren." Das ist das
christliche Bekenntnis zur Demokratie, welches
Sie auf Seite 15 Ihrer Schrift ausdrücklich ab-
lehnen. Wenn Sie (Seiten 26, 30 und 31 Ihrer
Schrift) die „Tyrannei" im Prinzip ablehnen,
weshalb dehn auf Seite 28 und 36 die gedank-
liche Spielerei mit der Diktatur? Jede Diktatur
ist ihrem Wesen nach eine Tyrannei; man kann
doch wohl kaum gleichzeitig die Staatsform der
Tyrannei ablehnen und dann doch wieder die
Auffassung vertreten, daß der rechte Staat ge-
legentlich sogar die Gestalt der Diktatur tragen
könne, wie Sie es auf Seite 36 tun.»

«Die Diktatur ist die Tyrannei, welche Sie
im Prinzip verwerfen; die Tyrannei ist die
Diktatur, deren Berechtigung Sie im Prinzip
anerkennen. Das sind unlösbare Widersprüche
Man kann nicht als recht ansehen, was man
verwirft. Wie soll man sich diese seltsamen
Widersprüche erklären? Entspringen sie nicht
dem Wunsch, sich nach keiner Seite hin fest-
zulegen oder behaften zu lassen? Hält man au
diese Weise nicht einfach „für alle Fälle" und
„fü r jeden etwas" bereit?

Sei dem, wie es sei: Die heutige Zeit verlangt

Staates ge
Es war unter solchen Umständen doch wirk-

„Affinität" , sondern ein tatsächlicher, und zwai
sehr bedeutungsvoller Zusammenhang zwische
einer Staatsform, die den einzelnen Bürge
immer wieder unter seiner Verantwortung zui|
Entscheidung aufruft und einer religiösen Auf-
fassung, die, wie Sie selbst auf Seite 28 Ihrer
Schrift hervorheben, ihrerseits den Mensche"
vor seine Verantwortung stellt.»

Nach diesen Ausführungen zog Barth seiner
Vorschlag einer persönlichen Aussprache zu
rück, ohne überhaupt noch auch die Argu
mente Feldmanns einzugehen, worauf diese
«-«einerseits das Sche i te rn des Mei-l
n u n g s a u s t a u s c h es feststellte und daran
die nachstehenden Schlußfolgerungen knüpfte:

«Einmal mehr, und zwar besonders deutlichJ
beweist dieser Briefwechsel in seinen Ursachen
seinem Verlauf und seinen Ergebnissen, daJ;
die Form, in welcher eine evangelisch-refor-
mierte Landeskirche sich innerhalb eines wirk-
lichen freien Volksstaates wirksam Gehör ver-
schaffen kann, erst noch gefunden werden muß.
Wil l die Kirche im politischen Leben ernst ge-cjc war unier soicnen umsia-uueu u.u<_i.i w-mv- »vm vu.«- *.*.**.~~~  — r-~

lieh nicht übertrieben, wenn der letzte Ver- nommen werden, wird auch sie dem ^und
waltungsbericht der Kirchendirektion an- satz „audiatur et altera pars»» (laß_ auch dewaltungsbericht
deutete, „daß in gewissen kirklichcn Kreisen
wenig Interesse an unserer demokratischen
Staatsform besteht". Ich lasse die Frage offen,
ob und in welchem Maß dieses Desinteresse-
ment mit einem Grundzug Ihrer Theologie zu-
sammenhängt, die, wenn ich sie richtig ver-
stehe, dem Menschen im Prinzip überhaupt
nichts Rechtes zutraut, sondern ihn als ver-
worfen, grundverdorben und verloren betrach-
tet. Es darf und muß einmal von einem Ver-
treter eines demokratischen Staates aus ge-
sagt werden: Mit Menschen, die sich jeden Tag
von neuem ihre absolute Minderwertigkeit und
Nichtswürdigkeit, ihre abgrundtiefe Verdorben-

andern hören) Rechnung tragen müssen; Si
und die von Ihnen geschaffene und geführt̂
theologische Richtung scheinen mehr ^ den
Grundsatz zu huldigen „taceat altera pars" (de,
andere hat zu schweigen). Sollte ich noch eir
mal in den Fall kommen, vor dem Großen R
oder in einer weiteren Öffentlichkeit üb
staatspolitische Unklarheiten und richtung
politische Machtansprüche innerhalb der evai
gelisch-reformierten Landeskirche zu sprecht
so müßte ich nach allem, was heute vorliej
noch um ein ganz erhebliches Stück deutlich
reden, als ich es am 13. September 1950 get
habe.»
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Feldmann, der auf 39 Seiten eine gründliche
und umfassende Abrechnung mit der zweideu-
tigen Haltung der positivistischen Richtung
Karl ^Barths darstellt, verdient weiteste Ver-
breitung, befaßt sie sich doch mit Dingen, die
jeden Christen gleicherweise wie jeden um das
Wohl seines Landes besorgten schweizerischen
Staatsbürger zutiefst angehen. Wir müssen
leider darauf verzichten, hier auf die Auseinan-
dersetzungen über die Intoleranz der «Barthia-
ner», über ihre Stellungnahme zur schweizeri-
schen Wehrbereitschaft und zu sozialen Fragen
einzugehen und zitieren einstweilen lediglich
den Abschnitt aus dem erwähnten langen Brief
Feldmanns zur Stellung der Kirche gegenüber
dem demokratischen Staat. Feldmann beruft
sich hier auf Karl Barths Schrift «Christen-
gemeinde und Bürgergemeinde» und schreibt
u. a. (Auszeichnungen von Regierungsrat Feld-
mann):

«Auf Seite 15 Ihrer Schrift lehnen Sie es ab
das „demokratische" Konzept als das christ-
liche gegen alle anderen auszuspielen; an an-
deren Stellen (Seite 28) betonen Sie dann doch
wieder: „Der mündige Christ kann nur ein
mündiger Bürger sein wollen, und er kann
auch seinen Mitbürgern nur zumuten, als mün-
dige Menschen zu existieren." Das ist da;
christliche Bekenntnis zur Demokratie, welches
Sie auf Seite 15 Ihrer Schrift ausdrücklich ab-
lehnen. Wenn Sie (Seiten 26, 30 und 31 Ihrei
Schrift) die „Tyrannei" im Prinzip ablehnen
weshalb denn auf Seite 28 und 36 die gedank-
liche Spielerei mit der Diktatur? Jede Diktatur
ist ihrem Wesen nach eine Tyrannei; man kann
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«Die Diktatur ist die Tyrannei, welche Sie
im Prinzip verwerfen; die Tyrannei ist die
Diktatur, deren Berechtigung Sie im Prinzip
anerkennen. Das sind unlösbare Widersprüche.
Man kann nicht als recht ansehen, was man
verwirft. Wie soll man sich diese seltsamen
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dem Wunsch, sich nach keiner Seite hin fest-
zulegen oder behaften zu lassen? Hält man auf
diese Weise nicht einfach „fü r alle Fälle" und
„fü r jeden etwas" bereit?

Sei dem, wie es sei: Die heutige Zeit verlangt
jedenfalls eine klarere Stellungnahme zu den
freiheitlichen demokratischen Staatsgrundlagen
von einer Kirche, die eine von einem freiheit-
lichen, demokratischen Staate anerkannte Lan-
deskirche sein will . Mit dem Willen unseres!
Volkes, seine Freiheit zu wahren und zu ver-
teidigen, hat auch eine Landeskirche zu rech-
nen, wil l sie nicht jeden Einfluß auf den Gang)
der politischen Entwicklung verlieren. Unklar-
heit und Inkonsequenz in der Stellungnahme |
zu den Existenzgrundlagen der Demokratie
zeigt sich besonders deutlich auch in Ihrem
seltsamen Urteil über die politischen Par-
te ien, bezeichnen Sie doch auf Seite 37 Ihrer
Schrift die politischen Parteien expressis verbis
als „eines der fragwürdigsten Phänomene des
politischen Lebens: keinesfalls seine konstitu-
tiven Elemente, vielleicht von jeher k r a n k-

h a f t e, auf jeden Fall nur sekundäre Erschei-
nungen." Sind Sie sich der Tatsache bewußt,
daß eine wirklich freiheitlich organisierte und
nach freiheitlichen Grundsätzen geführte 'De-
mokratie ohne die Existenz verschiedener poli-
tischer Parteien überhaupt nicht bestehen
kann? Was soll nach Ihrer Meinung an die
Stelle der Parteien treten: E i n parteienstaat?
— dann wären wir wieder bei Ihrer Auffassung
angelangt, daß auch die Diktatur einen ^rech-
ten" Staat darstellen könne — oder ein K e i n-
parteienstaat? — wie denken Sie sich in die-
em Falle die Lösung der Aufgabe, welche
aeute die politischen Parteien in der politischen
Aufklärung der Bürgerschaft, in der Stellung-
nahme zu Wahlen und Abstimmungen erfüllen?
Die politischen Parteien sind an und für sich
als Institutionen weder fragwürdige hoch
cranke Erscheinungen des politischen Lebens,
sondern sie sind die notwendigen Instrumente
der Meinungsbildung, Meinungsäußerung und
Willensbildung in jeder Demokratie, die ihren
tarnen wirklich verdient. Es gibt auch in dieser
Beziehung nun eben kein „vielleicht, vielleicht
auch nicht" oder „sowohl — als auch", sondern
es gibt nur ein klares Entweder-Oder: Wer Ja
;agt zur freiheitlichen, demokratischen Staats-
form, muß auch ja sagen zum Bestehen ver-
schiedener politischer Parteien und kann sie
jedenfalls nicht als fragwürdige oder gar
krankhafte Erscheinungen unseres politischen
Lebens betrachten; wer die Existenzberechti-
gung der politischen Parteien verneint, sagt
damit auch nein zur Staatsform der Demo-
kratie. Daß heute mit führenden Vertretern der
Kirche über derart elementare staatspolitische
Grunderkenntnisse überhaupt Auseinanderset-
zungen stattfinden müssen, ist jedenfalls ein
weiteres untrügliches Anzeichen für die kaum
mehr zu verantwortende „Distanz", mit welcher
Ihnen nahestehende kirchliche Kreise funda-
mentalen Existenzbedingungen unseres Volks-
staates gegenüberstehen.

Es war unter solchen Umständen doch wirk-
lich nicht übertrieben, wenn der letzte Ver-
waltungsbericht der Kirchendirektion an-
deutete, „daß in gewissen kirklichen Kreisen
wenig Interesse an unserer demokratischen
Staatsform besteht". Ich lasse die Frage offen,
ob und in welchem Maß dieses Desinteresse-
ment mit einem Grundzug Ihrer Theologie zu-
sammenhängt, die, wenn ich sie richtig ver-
stehe, dem Menschen im Prinzip überhaupt
nichts Rechtes zutraut, sondern ihn als ver-
worfen, grundverdorben und verloren betrach-
tet. Es darf und muß einmal von einem Ver-
treter eines demokratischen Staates aus ge-
sagt werden: Mit Menschen, die sich jeden Tag
von neuem ihre absolute Minderwertigkeit und
Nichtswürdigkeit, ihre abgrundtiefe Verdorben-
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kratie; die freiheitliche Staatsform ist darauf
angewiesen, an gute Kräfte im Menschen zu
appellieren: mit der prinzipiellen Geringschät-
zung des Menschen, mit der Negierung seines
guten Willens schafft man „Menschenmaterial"
für die Diktatur und keine Träger einer Demo-
kratie.

Was verspricht man sich eigentlich für die
praktischen Wirkungsmöglichkeiten der Kirche
von Zweideutigkeiten in der Einstellung zur
demokratische Staatsform? Müßte es gerade
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näher Hegen, die demokratische Staatsform all
Institution bewußt und positiv zu bejahen i
der Erkenntnis der Tatsache, daß nun einm
keine andere Staatsform der Kirche die gleiche
Möglichkeiten gewährt, auch gegenüber de
Staajt und seinen Behörden überhaupt zu
Wort zu kommen und gehört zu werden? Si
"Selbst verweisen ja auf Seite 36 Ihrer Schrif
auf die „Affinitä t zwischen der Christenge
meinde und der Bürgergemeinde der f r e i e
Völker". Es besteht ja doch wohl nicht nur ein
„Affinität" , sondern ein tatsächlicher, und zwa
sehr bedeutungsvoller Zusammenhang zwische
einer Staatsform, die den einzelnen Bürge
immer wieder unter seiner Verantwortung zui|
Entscheidung aufruft.und einer religiösen Auf
fassung, die, wie Sie selbst auf Seite 28 Ihre
Schrift hervorheben, ihrerseits den Mensche
vor seine Verantwortung stellt.»

Nach diesen Ausführungen zog Barth seine
Vorschlag einer persönlichen Aussprache zu
rück, ohne überhaupt noch auch die Argu-|
mente Feldmanns einzugehen, worauf diese
r»cmerseits das S c h e i t e rn des Mei
n u n g s a u s t a u s c h es feststellte und dar
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«Einmal mehr, und zwar besonders deutlich,!
beweist dieser Briefwechsel in seinen Ursachen,
seinem Verlauf und seinen Ergebnissen, daß]
die Form, in welcher eine evangelisch-refor-
mierte Landeskirche sich innerhalb eines wirk-
lichen freien Volksstaates wirksam Gehör ver-
schaffen kann, erst noch gefunden werden muß
Wil l die Kirche im politischen Leben ernst ge-l
nommen werden, wird auch sie dem Grund-|
satz „audiatur et altera pars»» (laß auch de:
ändern hören) Rechnung tragen müssen; Si
und die von Ihnen geschaffene und geführt?]
theologische Richtung scheinen mehr deri|
Grundsatz zu huldigen „taceat altera pars" (dej
andere hat zu schweigen). Sollte ich noch eir)
mal in den Fall kommen, vor dem Großen R
oder in einer weiteren Öffentlichkeit üb
staatspolitische Unklarheiten und richtung
politische Machtansprüche innerhalb der evai
gelisch-reformierten Landeskirche zu spreche
so müßte ich nach allem, was heute vorliej
noch um ein ganz erhebliches Stück deutlich
reden, als ich es am 13. September 1950 get
habe.»


